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Newsletter 01-2024 
 
 

 
Liebe Mitglieder des 

ESSENER BÜRGER BÜNDNIS – FREIE WÄHLER, 

herzlich willkommen zum ersten Newsletter des Jahres! Wir freuen uns, 

Ihnen einen Überblick über einige wichtige Themen und Entwicklungen in 

unserer Stadt präsentieren zu können. 

In dieser Ausgabe widmen wir uns einer Vielzahl von Anliegen, die uns als 

ESSENER BÜRGER BÜNDNIS besonders am Herzen liegen. Wir werfen einen 

genaueren Blick auf den katastrophalen Zustand der Straßen und die drin-

gende Notwendigkeit, den Zustand der Straßen in Essen zu verbessern.  

Ein weiteres wichtiges Thema betrifft die Nahversorgung in Freisenbruch. 

Wir setzen uns dafür ein, dass die Bedürfnisse der Freisenbrucher angemes-

sen berücksichtigt werden und das Nahversorgungszentrum endlich gebaut 

wird. 

Des Weiteren berichten wir über die Einführung der Bezahlkarte für Flücht-

linge, eine Maßnahme, die längst überfällig ist und endlich umgesetzt wer-

den muss. 

Ebenso diskutieren wir die notwendige Forderung nach mehr Parkplätzen 

auf dem Ardeyplatz in Rellinghausen, um die Mobilität unserer Bürgerinnen 

und Bürger zu gewährleisten. 

Last but not least möchten wir die Diskussion über den Ausbau des Stadi-

ons an der Hafenstraße auf 35.000 Plätze anstoßen. Ein modernes und 

großzügiges Stadion ist wichtiger Bestandteil unserer sportlichen Identität 

und für eine Großstadt wie Essen mit Anspruch im Spitzensport alternativ-

los. ESSEN KANN MEHR, ESSEN braucht mehr als die mutlose Planung 

von 28.500 Plätzen von schwarz-grün! 
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EBB-FW: 120 Mio. EUR der STEAG müssen in den 
Schuldenabbau und Straßensanierung fließen  

Die Fraktion befürchtet, dass sich hinter „Energie- und Wärmewende“ Stützung der Ruhrbahn ver-

steckt Das Essener Bürger Bündnis - Freie Wähler (EBB-FW) fordert, den Erlös in Höhe von 120 

Mio. EUR aus dem Verkauf der STEAG neben einer Investition in die marode Straßeninfrastruktur 

zum Abbau der Liquiditätskredite der Stadt Essen zu verwenden. Fraktionsvorsitzender Kai Hems-

teeg begründete dies mit den hohen Zinsaufwendungen und der Notwendigkeit einer generatio-

nengerechten Finanzpolitik. 

„Die Stadt Essen ist mit rund 1,6 Milliarden Euro Krediten zur Liquiditätssicherung die Stadt mit den 

bundesweit höchsten Kassenkrediten“, sagte Hemsteeg. „Diese Schulden müssen wir abbauen. 

Die Zinsaufwendungen sind enorm, unterliegen einer ständigen Gefahr der Zinsschwankung und 

belasten den Haushalt. Außerdem ist es nicht fair, dass die nächsten Generationen für unsere Fehler 

zahlen müssen.“ Hemsteeg kritisierte zudem, dass das Geld bei der Essener Versorgungs- und 

Verkehrsgesellschaft (EVV) geparkt werden könnte, um die Ruhrbahn weiter zu stützen. „Die Ruhr-

bahn ist schlecht geführt und bräuchte dringend eine Restrukturierung, um leistungsfähiger zu wer-

den“, sagte er. „24 Prozent Krankenstand sind ein Skandal. Wir können uns nicht leisten, das Geld in 

ein Unternehmen zu stecken, das seine Aufgaben nicht erfüllt.“ 

Das EBB-FW fordert daher, den Erlös aus dem STEAG-Verkauf zum Abbau der riskanten Liquidi-

tätskredite zu verwenden. „Das ist die beste Investition für die Zukunft der Stadt Essen“, sagte Hems-

teeg. 
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EBB-FW fordert zeitnahe Einführung der Bezahlkarte 

für Geflüchtete in Essen  

Das ESSENER BÜRGER BÜNDNIS- Freie Wähler (EBB-FW) fordert die Stadt Essen auf, die 

Einführung der Bezahlkarte für Geflüchtete zeitnah umzusetzen. „Der einheitliche Beschluss der 

Bundesländer gibt uns recht“, erklärt Fraktionsvorsitzender Kai Hemsteeg. „Die Erfahrungen von ein-

zelnen Landräten zeigen, dass die Bezahlkarte eine wirksame Maßnahme ist, um die Ausnutzung 

der großzügigen Gastfreundschaft in Deutschland zu verhindern.“ 

Medien hatten in diesem Zusammenhang davon berichtet, dass nach behördlichen Schätzungen 

bundesweit in 2023 von Flüchtlingen mehrere Mrd. Euro in die Heimatländer transferiert wurden. 

Wie Hemsteeg weiter ausführt, hätten zahlreiche Flüchtlinge, die kein Bargeld erhalten und damit auch 

ihre Grundsicherung nicht in ihre Heimatländer überweisen können, die Kommunen wieder verlas-

sen. „Das zeigt, dass die Bezahlkarte ein wirksames Mittel ist, um die Integration von Geflüchteten 

zu unterstützen und Ausnutzung unseres Sozialstaatsprinzips zu verhindern“, so Hemsteeg. 

Im September 2023 war das EBB-FW für seine Entscheidung kritisiert worden, sich im Rat der 

Stadt Essen für die Einführung der Bezahlkarte zu positionieren. Die Abstimmung erfolgte gemeinsam 

mit der AfD. „Wir setzen auf Sachpolitik statt Ideologie und Scheuklappen“, betont Hemsteeg. „Unsere 

Orientierung an der Sache gibt uns bei der Frage der Bezahlkarte ein weiteres Mal Recht.” 

Die Bundesregierung hatte unlängst beschlossen, dass Asylbewerber in Deutschland mindestens 

einen Teil ihrer Leistungen künftig als Guthaben auf einer Bezahlkarte bekommen sollen. Die Nut-

zung solcher Bezahlkarten soll Schutzsuchenden die Möglichkeit nehmen, Geld aus staatlicher Un-

terstützung in Deutschland an Angehörige und Freunde im Herkunftsland zu überweisen. 
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EBB-FW: Erweiterung auf 35.000 statt 
Stagnation beim Stadionausbau 

 

Das ESSENER BÜRGER BÜNDNIS - Freie Wähler (EBB-FW) bekräftigt seine Forderung nach Aus-

bau des Stadions an der Hafenstraße auf mindestens 35.000 Zuschauer. 

„Essen braucht ein Stadion mit wenigstens 35.000 Zuschauern, wenn wir als Großstadt dauer-

haft oben mitspielen wollen. Diesen Willen bekunden auch die Essener an jedem Spieltag mit 

ihrem großen Zuspruch für RWE. Die Beendigung der Engagements der Herren Uhlig und       

Peljhan zeigt, dass wir dem Verein und seinem Führungspersonal dringend Entwicklungsper-

spektiven geben müssen. Bei dem hervorragenden sportlichen Abschneiden und einem Zu-

schauerschnitt, der in Liga 3 seines gleichen sucht, müssen wir dem Verein als Politik schnells-

tens positive Signale geben. Wer sich mit Petitessen, wie der Einführung von Mehrwegbechern 

und einem Fahrradparkhaus, mehr beschäftigt als mit der Stadionerweiterung und Parkhäu-

sern, der verspielt die Chance für RWE und die Stadt endlich wieder bundesweit konkurrenzfä-

hig zu werden.“ äußert sich der Fraktionsvorsitzende Kai Hemsteeg verärgert über das Zaudern 

der schwarz-grünen Ratsmehrheit. 

Hemsteeg kritisiert, dass die aktuelle Planung weit hinter den Erwartungen zurückbleibt: „Eine 

Erweiterung auf nur etwa 26.500 Plätze lässt uns kaum über die Größe des alten Georg-Mel-

ches-Stadions hinauskommen und verstärkt unseren Rückstand zu Nachbarstädten mit größe-

ren Arenen. Besonders jetzt, wo Rot-Weiss Essen sportlich so erfolgreich ist und das Stadion 

regelmäßig an seine Kapazitätsgrenzen stößt, schadet das Zögern von Schwarz-Grün der Stadt 

und damit den Essener Bürgern.“ 

Das EBB-FW fordert eine ambitioniertere Herangehensweise, einschließlich der Diskussion einer 

Erweiterung auf 35.000 Plätze und der Einplanung eines PKW-Parkhauses, um dem drohenden 

Verkehrschaos entgegenzuwirken. 
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Straßenzustand in Essen ist katastrophal! 

EBB-FW-Fraktionsvorsitzender Hemsteeg: „Schwarz-Grün vernachlässigt Infrastruktur“ 

 

Die Hauptstraßen in Essen sind teils in einem katastrophalen Zustand. Zahlreiche Schlaglöcher, die an-

ders als in anderen Jahren besonders groß und tief sind, sorgen für eine Gefährdung aller Verkehrsteilneh-

mer. Neben Autofahrern sind auch schwächere Verkehrsteilnehmer wie Radfahrer hierdurch gefährdet.  

„Der Zustand der Essener Straßen ist ein Skandal“, kritisiert Joachim Kluft, stellv. Fraktionsvorsitzender des 

ESSENER BÜRGER BÜNDNIS – Freie Wähler (EBB-FW) im Rat der Stadt Essen. „Die seit Jahren zu 

geringen Investitionen in das Haupt- und Nebenstraßennetz durch die Verwaltung und unterstützt durch 

die Mehrheit aus CDU und Grünen sind dafür verantwortlich. In Teilen sind wir an einer Grenze, wo die 

Frage zu stellen ist, ob die Stadt ihrer Verkehrssicherungspflicht noch nachkommt.“ 

Im kommenden Jahr sollen lediglich 9,6 Mio. Euro in den Bestandserhalt des Hauptstraßennetzes investiert 

werden. Wohingegen für neue Radwege ein mittlerer zweistelliger Millionenbetrag im Stadthaushalt eingeplant 

ist. Allein die Erweiterung der Gruga-Trasse für Radfahrer sei mit 14 Mio. Euro eingeplant. 

„Anträge des EBB-FW die Investitionen zu erhöhen, werden durch Schwarz-Grün in trauriger Regelmäßig-

keit abgelehnt oder vor Behandlung in den Ratsgremien von der Tagesordnung genommen“, so Hems-

teeg. „Während die für die Bürger und die lokale Wirtschaft notwendige Straßeninfrastruktur seit Jahren 

sträflich vernachlässigt wird, gibt sich Schwarz-Grün Umweltfantastereien wie einem 70 Mio. Euro teuren 

Stelzenradweg hin. Ein Hohn für alle, die auf ein funktionierendes Straßennetz angewiesen sind.“ 

Das EBB-FW fordert die Stadtverwaltung auf, den Zustand der Essener Straßen endlich ernst zu nehmen 

und die Investitionen in den Bestandserhalt deutlich zu erhöhen. „Wir brauchen ein tragfähiges Konzept für 

die Sanierung und den Ausbau des Straßennetzes“, so Kluft. „Die Stadt muss ihren Bürgerinnen und 

Bürgern und der lokalen Wirtschaft eine sichere und leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur bieten.“ 
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EBB-FW fordert mehr Parkplätze auf Ardeyplatz  

Das Parken auf dem 
Ardeyplatz in Rellinghausen ist 
aktuell nur auf den markierten 
Flächen erlaubt. Durch eine 
Freigabe des gesamten Plat-
zes könnten 40-50 zusätzliche 
Parkplätze geschaffen wer-
den. 
In einem entsprechenden An-
trag für die kommende Sitzung 
des Stadtplanungsausschus-
ses am 18.01. beantragte die 
EBB-FW-Ratsfraktion daher 
die Entwicklung eines Konzep-
tes zur Nutzung des gesamten 
Platzes. 
„Durch mehr Stellplätze auf 
dem Platz kann man der Park-
platznot im Stadtteil begegnen 
und unnötige Suchfahrten von 
Anliegern, Schulmitarbeitern 
sowie den aktiven Sportlern, 
die die dortige Turnhalle nut-
zen, verhindern. Das würde 
zur Emissionsreduzierung im 
Wohngebiet beitragen“ erläu-
tert Hemsteeg Vorsitzender der 
EBB-FW-Ratsfraktion. 
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       EBB-FW fordert endlich Lösung für Nahversorgung in 

Freisenbruch  

Die Verzögerung des Baustarts für das neue Einkaufszentrum in Essen-Freisenbruch ist unerträg-

lich“, kritisiert Wilfried Adamy, Ratsherr des ESSENER BÜRGER BÜNDNIS – FREIE WÄHLER 

(EBB-FW) im Rat der Stadt Essen. „Die Anwohner in Freisenbruch warten seit Jahren auf eine Verbes-

serung der Nahversorgung. Der Baubeginn war zuletzt für 2025 geplant, jetzt steht noch nicht einmal 

fest, ob im kommenden Jahr überhaupt mit dem Bau begonnen wird.“ 

Adamy fordert die Stadt Essen und den Investor List Develop Commercial auf, sich endlich zu bewe-

gen. „Die Bürgerinnen und Bürger in Freisenbruch haben ein Recht auf eine gute Nahversorgung. 

Die Stadt muss alles tun, um das Projekt voranzutreiben“, so Adamy. 

„Wir haben bereits mehrfach im Rat der Stadt Essen auf die Dringlichkeit des Baus hingewiesen“, 

ergänzt Adamy. „Die Stadt muss jetzt endlich handeln und dafür sorgen, dass die Verträge unterschrie-

ben werden und der Baubeginn schnellstmöglich erfolgt.“ 

Adamy befürchtet, dass die Verzögerung des Baus dazu führt, dass noch mehr Geschäfte im Stadtteil 

schließen. „Die Anwohner sind bereits jetzt gezwungen, lange Wege in Kauf zu nehmen, um ihre Ein-

käufe zu erledigen. Wenn sich die Situation weiter verschlechtert, werden noch mehr Geschäfte schlie-

ßen und die Nahversorgung in Freisenbruch wird noch schwieriger“, so Adamy. 
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EBB-FW fordert Abschaffung des Genderns in der  

Stadtverwaltung 

Das ESSENER BÜRGER BÜNDNIS - FREIE Wähler (EBB-FW) im Rat 

der Stadt Essen fordert die Abschaffung des Genderns 

in der Stadtverwaltung, ihrer Homepage und möglichst 

auch den Stadttöchtern. Ratsherr Wilfried Adamy, 

Sprecher für Bildung und Sprache des EBB-FW, er-

klärt: 

„Die Bundesländer Bayern und Hessen haben das 

Gendern in den Behörden wieder abgeschafft. Essen 

sollte sich ein Beispiel nehmen, weil es mit weitem Ab-

stand der Wille der Bürger ist. 

Eine Forsa-Umfrage aus dem vergangenen Sommer 

ergab, dass 73 Prozent der Deutschen das Gendern 

ablehnen. 

Der Versuch, die Sprache durch Gendern zu verän-

dern, war von Anfang an ein linkes und vor allem grü-

nes Eliteprojekt. Der Genderstern birgt gesellschaftli-

chen Sprengstoff. Schulen, Ämter und Rundfunk ver-

zichten immer öfter darauf – und werden kreativer. 

Auch das Internetportal der Stadt Essen sollte angepasst 

und vom Gendern befreit werden, der beim Relaunch 

nahezu heimlich eingeführt wurde. Die Stadtverwaltung 

sollte sich auf ihre Kernaufgaben konzentrieren und 

nicht an einer ideologischen Sprachreform festhal-

ten, die von der Mehrheit der Bürger abgelehnt wird.“ 

Adamy fordert Oberbürgermeister Thomas Kufen auf, 

eine entsprechende Dienstanweisung zu erlassen. 
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Ein überfälliger Neuanfang an der Spitze der Ruhrbahn 

Angesichts der jüngsten Entwicklungen bei der Ruhrbahn fordert das ESSENER BÜRGER BÜNDNIS – 
Freie Wähler (EBB-FW) einen dringenden Neuanfang in der Führungsebene des Unternehmens. Joachim 
Kluft, Sprecher des EBB-FW im Ausschuss für Verkehr und Mobilität, kritisiert vehement die gegenwärtige 
Situation bei der Ruhrbahn, insbesondere die hohe Krankenquote von 24%, zahlreiche technische Mängel 
sowie den enormen finanziellen Zuschussbedarf von 105 Millionen Euro pro Jahr. 

“Die aktuelle Führung unter Michael Feller hat gezeigt, dass ein neuer Ansatz dringend benötigt wird, um 
die Effizienz und Zuverlässigkeit unseres öffentlichen Nahverkehrssystems zu verbessern. Es ist nicht hin-
nehmbar, dass die Bürgerinnen und Bürger Essens und Mülheims unter den Unzulänglichkeiten der Ruhr-
bahn leiden, während gleichzeitig immense Summen aus dem städtischen Haushalt zur Deckung der Defi-
zite erforderlich sind”, so Kluft. 

Der angekündigte Führungswechsel und die Erweiterung des Vorstands bei der Ruhrbahn werden von Kluft 
und dem EBB-FW begrüßt, doch betont er die Notwendigkeit, dass diese Änderungen mit einer klaren Vi-
sion und starkem Engagement für eine bessere Qualität und Zuverlässigkeit des öffentlichen Nahverkehrs 
einhergehen müssen. 

“Weiterhin fordern wir, dass die neuen Führungskräfte einen deutlichen Fokus auf die Behebung der tech-
nischen Mängel legen und Maßnahmen ergreifen, um die Krankenquote signifikant zu reduzieren. Nur so 
kann gewährleistet werden, dass die Ruhrbahn ihren Beitrag zu einem nachhaltigen und benutzerfreundli-
chen Mobilitätsangebot in der Metropolregion Ruhr leistet”, fügt Kluft hinzu. 

Das EBB-FW appelliert an die städtischen Gesellschafter, bei der Auswahl der neuen Führungskräfte 
höchste Sorgfalt walten zu lassen und Kandidaten zu bevorzugen, die sowohl über die notwendige Erfah-
rung im Verkehrswesen als auch über frische Ideen für die dringend benötigte Neuausrichtung verfügen. 

Abschließend betont Kluft: “Die Bewältigung der finanziellen und technischen Herausforderungen der Ruhr-
bahn erfordert mutige Entscheidungen und eine Führung, die bereit ist, alte Pfade zu verlassen. Wir stehen 
bereit, mit den neuen Verantwortlichen zusammenzuarbeiten, um die Ruhrbahn zu einem Vorzeigemodell 
für den öffentlichen Nahverkehr zu machen.” 
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EBB-FW: Streik der Ruhrbahn ist ein Schlag ins Gesicht 

für Kunden und Steuerzahler 

Kommunale Daseinsfürsorge wird mit 104 Mio. EUR städtisch entlohnt 

Der aktuell geplante Streik der Ruhrbahn am Freitag ist ein Schlag ins Gesicht für treue Kunden und 
angesichts einer hohen Krankheitsquote von 24 Prozent und immens hoher Subventionen von 104 
Mio. EUR allein durch die Stadt Essen im Jahr 2024 mehr als unangemessen. Das ist die Meinung 
des Fraktionsvorsitzenden des ESSENER BÜRGER BÜNDNIS-Freie Wähler (EBB-FW) im Rat der 
Stadt Essen, Kai Hemsteeg. 

„Angesichts der zahlreichen Baustellen und Straßen in Essen hat die Ruhrbahn eine Bringschuld. 
Sie ist eine hundertprozentige Stadttochter, die auch in schwierigen finanziellen Zeiten immer durch 
die Stadt aufgefangen worden ist“, so Hemsteeg. „Als Teil der kommunalen Daseinsfürsorge hat die 
Ruhrbahn die Pflicht dafür zu Sorge zu tragen, dass Busse und Bahnen fahren, um die Menschen 
zu transportieren und so auch die desolaten Straßen in Essen zu entlasten.“ 

Stattdessen mache die Ruhrbahn mit einer Krankheitsquote von 24 Prozent und regelmäßigen Aus-
fällen ganzer Takte von sich Reden. „Ein inakzeptabler Zustand gerade für alle Steuerzahler, 
schließlich ist der städtische Zuschuss gerade erst von 85 Mio. EUR (2023) auf 104 Mio. EUR 
(2024) angehoben worden“, so Hemsteeg. „Hinzu kämen noch Zuschüsse von Land und Bund in 
zweistelliger Millionenhöhe.“ 

„Die Ruhrbahn hat einen klaren kommunalen Auftrag und wird zu etwa Zwei Dritteln aus öffentlichen 
Geldern getragen. Das war auch zu Coronazeiten so, wo die Mitarbeiter im Gegensatz zu Millionen 
anderen Arbeitnehmern und Selbstständigen eine Lohngarantie hatten“, so Hemsteeg. „Das gilt es 
durch die Mitarbeiter der Ruhrbahn wertzuschätzen, anstatt die Fahrgäste an der Ecke stehen zu 
lassen!“ 

Das EBB-FW fordert die Ruhrbahn auf, sich mit den Gewerkschaften zu befassen und eine Lösung 
für den Streik zu finden. „Die Fahrgäste dürfen nicht länger leiden“, so Hemsteeg. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 

 

11 

EBB-FW fordert ganzheitliches Extremismus-Handlungskonzept 

der Stadt Essen! 

Auch gegen Links-, Ausländer- und Öko-Extremismus berücksichtigen 

Das ESSENER BÜRGER BÜNDNIS (EBB-FW) setzt sich entschieden gegen jegliche Form des Extre-
mismus ein und fordert die Stadt Essen auf, ihr Handlungskonzept gegen Extremismus zu erweitern. 
Dazu beantragt es, das Handlungskonzept der Stadt Essen, beschlossen vom Rat unter Nr. Nr. 
1468/2023/OB um Links-, Ausländer- sowie Umweltextremismus zu erweitern. Unter dem Motto “Ge-
meinsam gegen Extremismus – für eine starke Demokratie” ruft die Fraktion zu einem umfassenden Vor-
gehen auf. 

“Es ist von großer Bedeutung, dass wir alle Formen des Extremismus in den Blick nehmen und entspre-
chende Maßnahmen ergreifen”, betont Kai Hemsteeg, Fraktionsvorsitzender des EBB-FW. “Unsere 
Stadt darf keinen Raum für Gewaltbereitschaft, ideologische Rigidität und die Ablehnung demokratischer 
Grundwerte lassen, egal von welcher Seite es kommt.” ” Politik muss das Problem ganzheitlich angehen 
und muss daher auch Links-, Ausländer- und Öko-Extremismus ins Visier nehmen Daher ist es unerläss-
lich, das Handlungskonzept gegen Extremismus zu erweitern.” 

Das ESSENER BÜRGER BÜNDNIS (EBB-FW) fordert, dass das Handlungskonzept analog zu den Dif-
ferenzierungen des Verfassungsschutzberichtes 2022 um die Bereiche Linksextremismus, auslandsbe-
zogenen Extremismus und Umweltextremismus angereichert wird. Der Umweltextremismus, als eine 
Form des politischen Extremismus, hat in jüngster Zeit an Bedeutung gewonnen und stellt eine ernst-
hafte Bedrohung für die freiheitlich demokratische Grundordnung dar. 

“Ein ganzheitliches Handlungskonzept stellt ein klares Bekenntnis zu Freiheit und Demokratie dar. “Alle 
Fraktionen müssen hier Farbe bekennen”, erklärt Hemsteeg. “Es ist wichtig, dass wir Prävention, Deradi-
kalisierung und Repression als Handlungsschritte berücksichtigen und konsequent und ganzheitlich han-
deln.” 
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WAZ vom 12. März 2024 
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Sie haben Interesse an der Mitarbeit?  

Hierfür und auch für Fragen oder Anregungen sind wir  

unter folgenden Kontaktdaten zu erreichen: 

 
Adresse: Kreuzeskirchstraße 1, 45127 Essen 

Telefonnummer: 

0201-244999-0  

E-Mail: info@ebb-fraktion.de 

 
 
 

 

Hier geht es zum Mitgliedsantrag 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
Joachim Kluft und Kai Hemsteeg 
Vorsitzender des EBB-FW  Vorsitzender der EBB-FW Ratsfrak-
tion 
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https://ebb-fraktion.de/wp-content/uploads/Beitrittserkl%C3%A4rung2019-EBB-komprimiert.pdf

